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Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
Nr. 33 "Neuwiese", 4. qualifizierte Änderung

1.0 Festsetzungen nach § 9 BauGB und BauNVO

Flurnnummern

1.1 Art der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Nutzungseingeschränktes Gewerbegebiet § 8 BauNVO
siehe Text (Teil B) Punkt Art der baulichen Nutzung

1.2 Maß der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß
§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVOGRZ=0,8

Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß
§ 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVOGFZ=1,6

1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

1.7 Sonstige Darstellungen (ohne Satzungscharakter)

Flurgrenze

Flur 11

Überbaubare Grundstücksfläche
§ 23 BauNVO
siehe Text (Teil B) Punkt Bedingte Festsetzung

Baugrenze
§ 23 BauNVO

vorhandene Flurstücksgrenzen und Grenzpunkte

Flurstücksnummern426

20

vorhande Gebäude mit Hausnummern innerhalb des
Geltungsbereiches

GE

1.5 Planungen, Nutzungsreglungen, Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a und b BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Art und unterschiedlichen Maßes der
baulichen Nutzung

1.6 Sonstige Planzeichen

Gebäudehöhe (GH) als Höchstmaß gemessen in m über Normalnull (NN)
§ 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO
siehe Text (Teil B) Punkt Maß der baulichen Nutzung

GH

1.4 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Regenwasserkanal (nachrichtlich)

Schmutzwasserkanal (nachrichtlich)SW

RW

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
siehe Text (Teil B) Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Entwicklungsziel: Reptilienhabitat (Krautsaum mit Lesesteinhaufen)

Wasserversorgungsleitung (nachrichtlich)W

Nutzungseingeschränktes Industriegebiet § 9 BauNVO
siehe Text (Teil B) Punkt Art der baulichen NutzungGI

Höhenpunkt (Bestand) in m über Normalnull (NN)

Entwicklungsziel: Reptilienhabitat (Wanderkorridor)

Entwicklungsziel: Reptilienhabitat (Bahnbrache)

Flächen zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen
siehe Text (Teil B) Punkt Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen
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Text (Teil B) zur Planzeichnung

1.0 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Nutzungseingeschränktes Gewerbegebiet GE
§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 3 bis 9 BauNVO

Zulässig sind:
1. Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus

solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche
Betriebe,

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Tankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und
Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und  gesundheitliche.

Unzulässig sind:
1. Betriebsarten aus den Abstandsklassen I bis VI der Abstandsliste mit den lfd. Nr. 1-183 sowie

186-189 sowie191-199 zum RdErl. des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz - V-3 - 8804.25.1 v. 6.6.2007 sowie Anlagen mit
ähnlichem Emissionsgrad,

2. Anlagen für sportliche Zwecke,
3. Vergnügungsstätten.

Nutzungseingeschränktes Industriegebiet GI
§ 9 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 3 bis 9 BauNVO

Zulässig sind:
1.   Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus

solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche
Betriebe,

2.   Tankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und
Baumasse untergeordnet sind.

Unzulässig sind:
1. Betriebsarten aus den Abstandsklassen I bis V der Abstandsliste mit den lfd. Nr. 1-160 zum

RdErl. des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher- schutz
- V-3 - 8804.25.1 v. 6.6.2007 sowie Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad.

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

1.2 Maß der baulichen Nutzung
§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB

Höhe baulicher Anlagen
Die festgesetzte höchstzulässige Höhe der baulichen Anlagen wird gemessen bis Oberkante First
bzw. Oberkante Attika.
Für einzelne Gebäudeteile wie z.B. Aufzugsschächte, Treppenhäuser, Kamine, usw. kann gemäß
§ 31 Abs. 1 BauGB eine Überschreitung der maximal festgesetzten Gebäudehöhe (GH) um bis zu
4,0 m zugelassen werden.

1.3 Umgrenzung von Flächen für Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

1.3.1 Entwicklungsziel: Gewässerrenaturierung

Maßnahmen: Der vorhandene Weg ist abzusperren und zu entsiegeln; das bisher verrohrte
Gewässer ist freizulegen. Anschließend ist ein naturnahes Gewässerprofil herzustellen und eine
standortgerechte und regionaltypische Einsaat der Uferrandbereiche vorzunehmen.

1.3.2 Entwicklungsziel: Reptilienhabitat (Krautsaum mit Lesesteinhaufen, CEF-Maßnahme)

Maßnahmen: Auf der Fläche ist ein artenreicher Krautsaum zu entwickeln und alle 1-2 Jahre
zwischen Oktober und April zu mähen. Das Mahdgut ist abzutransportieren. Innerhalb der Fläche
sind darüber hinaus zwei Steinhaufen mit einer Grundfläche von jeweils 4 m² aus autochthonen
Gesteinen anzulegen und jährlich ab Oktober von aufkommender Vegetation zu befreien.

1.3.3 Entwicklungsziel: Reptilienhabitat (Bahnbrache, CEF-Maßnahme)

Maßnahmen: Auf der Fläche sind für Reptilien geeignete Strukturen zu entwickeln und dauerhaft
zu unterhalten.  Hierzu sind die vorhandenen Schotterflächen und Totholzhaufen zu erhalten.
Zusätzlich ist in diesem Bereich ein mind. 5 m langer Steinriegel anzulegen. Die gesamte Fläche
ist anschließend alle 3-5 Jahre durch die Entfernung von etwaigem Gehölz- aufwuchs zu pflegen.

1.3.4 Entwicklungsziel: Reptilienhabitat (Wanderkorridor)

Maßnahmen: Auf der Fläche ist ein standorttypischer Krautsaum zu entwickeln und alle 1-2 Jahre
zwischen Oktober und April zu mähen oder zu mulchen.

1.4 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

§  9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
Die festgesetzten Flächen sind durch die Anpflanzung großkroniger Laubbäume und
dichtwüchsiger Sträucher zu einer geschlossenen Baum-Strauch-Hecke unter Einbindung
vorhandener, standortgerechter Laubgehölze zu entwickeln. Der Anteil von Laubbäumen beträgt
für die Gesamtpflanzung mindestens 30 % der Einzelpflanzen (Mindest-Pflanzqualität:
Hochstamm, 4 x v., m.B., StU 18-20 cm). Die Pflanzdichte beträgt 1 Strauch je 2 m² und 1 Baum je
4 m². Sträucher sind in Gruppen von jeweils 4-6 Exemplaren einer Art zu pflanzen. Es sind
ausschließlich standortgerechte, einheimische Laubbäume und -sträucher zulässig.

1.5 Zuordnungsfestsetzung
§ 9 Abs. 1a BauGB
Die Maßnahmenflächen gemäß Ziffer 1.3.1 bis 1.3.4 werden vollständig den Eingriffen
hinsichtlich der aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes auf diesen Flächen durch
die bauliche Nutzung generierten Eingriffe zugeordnet.

1.6 Bedingte Festsetzung
§ 9 Abs. 2 BauGB

Eine Überbauung mit Gebäuden der verlaufenden und in der Planzeichnung nachrichtlich
dargestellten Regenwasser- und Schmutzwasserkanäle innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen ist erst zulässig, wenn nachweislich die betreffenden Kanäle nicht mehr
im Eigentum oder in der Unterhaltungspflicht der Gemeindewerke Burbach stehen. Der
Nachweis über den Eigentumsübergang ist der Baugenehmigungsbehörde spätestens bei
Einreichung des Bauantrags durch geeignete Unterlagen (z. B. Kaufpreiszahlung,
Grundbuchauszug) zu erbringen.

2.0 Hinweise

2.1 Abstandsliste
Es gilt die zum Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 33 "Neuwiese" 4. qualifizierte
Änderung, Gemarkung Würgendorf gültige Abstandsliste zum Abstandserlass (Runderlass
des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - V-3 -
8804.25.1 v. 6.6.2007).

2.2 Artenschutz
Durch Geländeveränderungen, Gehölzrodungen, Baumaßnahmen und insbesondere evtl.
Abbrucharbeiten an bisher vorhanden Gebäuden darf nicht gegen die im BNatSchG
geregelten Verbote zum Artenschutz verstoßen werden, welche u.a. für alle europäisch
geschützten Arten gelten. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es demnach u.a. verboten, Tiere
dieser Arten zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und
Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Bei Zuwiderhandlungen drohen Bußgeld- und
Strafverfahren nach BNatSchG. Die Erschließungsarbeiten und Baufeld- räumungen sind
zwecks Beachtung des artenschutzrechtlichen Störungsverbotes nach § 44 BNatSchG im
Zeitraum 01.09. bis 28.02. durchzuführen, Gebäude sind vor Abbruch auf Vorkommen
geschützter Arten zu untersuchen.

2.3 Bahnanlagen der Deutschen Bahn AG
· Anpflanzungen im Grenzbereich zur OB-Fläche sind mit der DB Netz AG abzustimmen.

Dabei ist die Richtlinie 882.03xx "Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle"
einzuhalten.

· Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Betriebsanlagen entstehen
Immissionen. Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Ersatz-
maßnahmen können gegen die DB AG nicht geltend gemacht werden, da es sich bei der
Bahnstrecke um eine planfestgestellte Anlage handelt. Spätere Nutzer der Flächen sind
frühzeitig und in geeigneter Weise auf die Beeinflussungsgefahr hinzuweisen.

· Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung,
Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von
Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahr-
zeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und Vortäusch-
ungen von Signalbildern nicht vorkommen.

· Bei Bauvorhaben zur Bahntrasse hin ist die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien zu
beteiligen.

2.4 Baumkataster
Einzelne Bäume innerhalb des Plangebietes können im Baumkataster der Gemeinde Burbach
stehen. Eingriffe in den Baumbestand bedürfen der Erlaubnis.

2.5 Bergbau
Der räumliche Geltungsbereich befindet sich über bereits erloschenen, auf Eisenerz
verliehenen Bergwerksfeldern. Die letzten Eigentümerinnen dieser Bergwerksfelder sind
nach derzeitigem Kenntnisstand nicht mehr erreichbar. Nach den vorliegenden Unterlagen
ist im Bereich des Plangebietes kein Bergbau umgegangen.

2.6 Bodenaushub
Die Vermeidung von überschüssigem Erdmaterial hat Vorrang vor der Entsorgung, d.h. ein
Massenausgleich ist anzustreben. Sollte dennoch überschüssiger Bodenaushub anfallen, ist
dieser in rechtlich zulässiger Weise zu verwerten oder auf einer abfallrechtlich zuge- lassenen
Deponie innerhalb des Kreisgebietes zu beseitigen.

2.7 Bodendenkmäler
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien)
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere
Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.:
02761 - 93750; Fax: 02761 - 937520), unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte Bodendenkmal
und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige
unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann
die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des
Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2
Denkmalschutzgesetz NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den
sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt
werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen
Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung
weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4
Denkmalschutzgesetz NRW).

2.8 Bodenverunreinigungen
Bei Ausschachtungsarbeiten ist auf Verunreinigungen des Bodens (Färbung, Geruch oder
Konsistenz) zu achten. Bei einem Verdacht auf Kontamination ist die Untere Abfall-
wirtschaftsbehörde des Kreises Siegen-Wittgenstein bzw. die Bodenschutzbehörde zu
informieren.

2.9 Hochwasserschutz
Entwässerung der Böschungsbereiche
Durch geeignete Maßnahmen muss auch nach der Verschiebung der Böschungsfläche in
dieser Fläche sichergestellt werden, dass alle auf die Böschungsfläche gelangenden
Niederschlagswässer - auch die bei Extremereignissen - schadlos abgeleitet werden können.

Allgemeine Hinweise (Unterüberschrift nicht fett)
Zum Schutz vor möglichen Überflutungen durch außergewöhnliche
Niederschlagswasserereignisse wurden Starkregenfallannahmen bei einem seltenen Ereignis
(100-jährliches Ereignis) und bei einem extremen Ereignis (hN = 90 mm/h) der
Starkregengefahrenhinweiskarte Nordrhein-Westfalen und jahrzehntelange Erfahrungswerte
zugrunde gelegt. Die Berechnungen zu den Starkregengefahrenhinweiskarten basieren auf
einem digitalen Geländemodell unter Berücksichtigung des Bestandsgeländes. Es ist davon
auszugehen, dass es zu größeren Abweichungen bei einem bebauten Zustand kommen kann,
da sich Fließrichtungen und Staubereiche durch die Bebauung ändern können. Weitere
Informationen zur Starkregenereignisanalyse und vorgesehene Hochwasserschutznahmen
auch aufgrund ggf. zusätzlich erstellter Gutachten sind der Begründung des Bauleitplans
unter dem Kapitel Umwelt, Klima und Natur, Unterkapitel Hochwasser zu entnehmen.
Die abschließende Sicherung des Hochwasserschutzes durch geeignete bauliche Maßnahmen
liegt final beim Bauherrn. Diese ist in Form eines Überflutungsnachweises im Rahmen des
Bauantragsverfahrens der Genehmigungsbehörde vorzulegen.

2.10 Kampfmittelverdachtsflächen
Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbung
hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen
und der Kampfmittelräumdienst zu verständigen.

2.11 Unterirdische Versorgungsleitungen
Innerhalb des Plangebietes befinden sich die Transportleitungen TL 74 und TL 75 sowie
Betriebskabel des Wasserverbands Siegen-Wittgenstein.
Die Schmutzwasser- und Regenwasserleitungen der Gemeinde Burbach liegen in Tiefen von
4,0 m bis 7,5 m (Leitungssohle).

Gesetzliche Grundlagen
Baugesetzbuch (BauGB)
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S.
3634), zuletzt geändert durch Art. 5 G zur Beschleunigung des Ausbaus von
Geothermieanlagen, Wärmepumpen und Wärmespeichern und zur Änderung weiterer
rechtlicher Rahmenbedingungen für den klimaneutralen Ausbau der Wärmeversorgung
sowie zur Änderung des Baugesetzbuchs und zur Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348).

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Baunutzungsverordnung (BauNVO), Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(Baunutzungsverordnung BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 G zur Stärkung der Digitalisierung im
Bauleitplanverfahren und zur Änd. weiterer Vorschriften vom 3.7.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO), Verordnung über die öffentliche
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Art. 1 Dritte
ÄndVO vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741).

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), Gesetz zum Schutz vor schädlichen
Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz -
BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502) FNA 2129-32, zuletzt geändert durch Art. 7 G zur
Änd. des UmweltschadensG, des UmweltinformationsG und weiterer umweltrechtlicher
Vorschriften vom 25.2.2021 (BGBl. I S. 306).

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), Gesetz zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17.05. 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123) FNA 2129-8, zuletzt geändert durch Art. 1 G
zur Umsetzung von Vorgaben der RL (EU) 2023/2413 für Zulassungsverfahren nach dem
BImSchG und dem WHG sowie für Planverfahren nach dem BauGB und dem ROG, zur Änd.
des WaStrG und zur Änd. des WindBG vom 12.8.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege
(Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), Zuletzt geändert durch Art. 48 Viertes BürokratieentlastungsG vom
23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr.323).

Gemeindeordnung (GO NRW)
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 /SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch
Art. 1 G zur Änd. kommunalrechtlicher und weiterer Vorschriften vom 10.7.2025 (GV. NRW.
S. 618).

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 1 G zur Änd. des
Kohlendioxid-SpeicherungsG vom 25.11.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 282).

Landesbauordnung (BauO NRW)
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Art. 1 Zweites
ÄndG vom 31.10.2023 (GV. NRW. S. 1172).

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW)
Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen und
zur Änderung anderer Vorschriften in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.11.2016 (GV.
NRW. S. 934), zuletzt geändert durch Art. 3 Abs. 16 G zur Neuordnung von
Landesoberbehörden und zur Anpassung von Rechtsvorschriften für die Geschäftsbereiche
des MLV und des MUNV des Landes NRW vom 11.3.2025 (GV. NRW. S. 288).

Planzeichenverordnung (PlanZV)
Planzeichenverordnung (PlanZV), Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und
die Darstellung des Planinhalts vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), Zuletzt geändert durch
Art. 6 G zur Umsetzung von Vorgaben der RL (EU) 2023/2413 für Zulassungsverfahren nach
dem BImSchG und dem WHG sowie für Planverfahren nach dem BauGB und dem ROG, zur
Änd. des WaStrG und zur Änd. des WindBG vom 12.8.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Raumordnungsgesetz (ROG)
Raumordnungsgesetz (ROG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.12.2008 (BGBl. I
S.2986), Zuletzt geändert durch Art. 7 G zur Umsetzung von Vorgaben der RL (EU) 2023/2413
für Zulassungsverfahren nach dem BImSchG und dem WHG sowie für Planverfahren nach
dem BauGB und dem ROG, zur Änd. des WaStrG und zur Änd. des WindBG vom 12.8.2025
(BGBl. 2025 I Nr. 189).

Plangrundlagen

Regionalplan (RP)
Neuaufstellung Regionalplan (RPN), Regierungsbezirk Arnsberg, Räumlicher Teilplan
Märkischer Kreis, Kreis Olpe, Kreis Siegen Wittgenstein in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28.03.2025.

Flächennutzungsplan (FNP)
Flächennutzungsplan der Gemeinde Burbach in der Fassung der Bekanntmachung vom
16.06.2006.

Landschaftsplan (LP)
Landschaftsplan der Gemeinde Burbach in der Fassung der Bekanntmachung vom
18.12.2003.

Bebauungsplan (BP)
Bebauungsplan Nr. 33 „Neuwiese“ in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.1990;
Bebauungsplan Nr. 33 „Neuwiese“, 3. qualifizierte Änderung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 30.11.2016.

 Planzeichenerklärung (Teil A) zur PlanzeichungBebauungsplan Nr. 33 "Neuwiese"
4. qualifizierte Änderung
Gemarkung Würgendorf, Gemeinde Burbach
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Plankarte 1
Gemarkung Würgendorf
Maßstab 1/1000

Plankarte 2
Gemarkung Würgendorf, Flur 8, Flurstück 21, 91 und 94 teilweise
Maßstab 1/500
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